
Rede des FV Roma e.V. am 3.8.26 an der Gedenktafel in der 
Braubachstraße

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde.

In der Nacht vom 2. auf den 3. August 1944 wurden über 4000 Roma und SinƟ,
die im AbschniƩ B II e des Vernichtungslager Auschwitz, der Baracke für Roma
und SinƟ, interniert waren, vergast. Im Mai desselben Jahres haben sich die
Roma und SinƟ erfolgreich gegen einen ersten Versuch der  Ermordung und
Verlegung zur Wehr gesetzt. 
Am  27.1.2000  wurde  in  der  Braubachstraße  die  Mahntafel  am  damaligen
Stadtgesundheitsamt angebracht. Finanziert aus privaten MiƩeln und nur durch
massive  Öffentlichkeitsarbeit  der  Roma-Union,  des  Förderverein  Roma  und
vielen UnterstützerInnen. Über zehn Jahre lang haben fast alle Parteien und
Gremien und das InsƟtut für Stadtgeschichte die Tafel verhindert. Die Wahrung
der Persönlichkeitsrechte der Täter, eine angeblich unsichere Beweislage über
ihre  Verbrechen,  die  namentliche  Erwähnung  der  Verantwortlichen,  die
Gleichsetzung von NaƟonalsozialismus und Nachkriegszeit und die angebliche
Gefahr, dass durch die Anbringung der Mahntafel ein Wallfahrtsort für Neonazis
entstünde waren die ebenso unglaubwürdigen wie konstruierten Gründe der
Ablehnung. Auf der Webseite der Stadt Frankfurt wird das nicht erwähnt.
Die Tafel erinnert an die ermordeten Roma und SinƟ und benennt, dass die
beiden für  die  Erfassung  und  DeportaƟon  maßgeblich  verantwortlichen NS-
Rasseforscher  RiƩer  und  JusƟn  nach  1945  nicht  etwa  strafrechtlich  zur
Verantwortung gezogen worden sind, sondern, wie im Fall von JusƟn, noch bis
in  die  60er  Jahre  im  gehobenen  medizinischen  Dienst  der  Stadt  Frankfurt
standen; trotz Wissen über ihre FunkƟon während der NS-Zeit.

Ich möchte anlässlich der Erinnerung an die Ermordung der Roma und SinƟ auf
die aktuelle SituaƟon der Minderheit eingehen. Im Juni 2026 hat die Melde- und
InformaƟonsstelle AnƟziganismus des Bundes für das Berichtsjahr 2025 2076
Vorfälle von Beleidigung, Herabwürdigung, Diskriminierung sowie Angriffe und
Gewalt gemeldet. Eine Steigerung von 24 % gegenüber dem Vorjahr. Wir reden
über die Spitze des Eisbergs, denn es ist davon auszugehen, dass die meisten
Ereignisse  nicht  gemeldet  werden,  aus  Angst,  aus  Verzweiflung,  um sich  zu
schützen  und  aus  Mangel  an  Möglichkeit,  sich  zur  Wehr  zu  setzen.  Der
Jahresbericht dokumenƟert einen Brandanschlag, rassisƟsche Diskriminierung in
der  Schule,  Ausgrenzung  von Roma Flüchtlingen,  die  Abweisung  von  einem
Campingplatz aufgrund der Zugehörigkeit zur Minderheit, die Schändung einer
Gedenktafel,  öffentliche  Beleidigungen  und  BezichƟgungen,  die  auch  im
NachbarschaŌsbereich staƪinden,  SƟgmaƟsierungen und Benachteiligungen in



Ämtern,  Behörden  und  InsƟtuƟonen,  im  Kontakt  mit  der  Polizei,  bei  der
Wohnungssuche, im Wohnbereich, am Arbeitsplatz und beim Einkauf.
Auch der  Bericht  für  2025  von  MIA  Hessen,  der  im Oktober  anlässlich  der
Regionalkonferenz in Frankfurt vorgestellt wird, dokumenƟert eine im privaten,
öffentlichen und behördlichen Raum saƪindende Steigerung anƟziganisƟscher
Vorfälle. Er beschreibt körperliche Angriffe, Sachbeschädigungen, ein  Fall von
brutaler Gewalt und weist auf die mangelnde Solidarität von Zeug:innen hin.

Sehr geehrte Damen und Herren. In der Öffentlichkeit werden die Leidtragenden
als Verursacher verunglimpŌ. Die BerichterstaƩung bedient und schaŏ höchst
gefährliche Vorurteile. Ein Auszug. Innerhalb weniger Tage im Mai berichtet die
Tagesschau  über  die  angebliche  Ausnutzung  des  EU-Aufenthaltsrecht  durch
rumänische  und  bulgarische  Migrant:innen  und  zeigt  Roma  Familien.  Die
JusƟziarin  des  ZDF,  Sarah  Tacke,  bringt  einen  Beitrag  über  vermeintliche
Probleme  in  Duisburg  mit  Menschen  aus  Osteuropa,  bebildert  mit  Roma-
Familien und Carsten Linnemann schwadroniert im ZDF über Plünderung des
Sozialsystems - eine Begrifflichkeit, die ebenso falsch wie populisƟsch ist – über
verschimmelte  Wohnungen  und  weist  auf  Osteuropa  hin.  Alles  zur  besten
Sendezeit. 

Der  Gelsenkirchener  AfD  Bürgermeister,  die  Kreissprecherin  und  weitere
Parteimitglieder  nöƟgten  Anfang  Juni  dieses  Jahres  Bewohner:innen  des
StadƩeils Ückendorf, darunter viele migranƟsche Roma, die Straße zu reinigen.
Die  AkƟon  wurde  gefilmt,  ins  Netz  gestellt  und  begleitet  medial  die
menschenverachtenden  Beleidigungen  gegenüber  der  Minderheit,  die  seit
Jahren zum Grundrepertoire der AfD gehören. Eine Analogie zu der ebenfalls
verfilmten DemüƟgung Wiener Juden und Jüdinnen, die 1938 von HJ und SA
gezwungen wurden, mit Zahnbürsten den Gehweg zu putzen, ist offensichtlich
und beabsichƟgt.  Medien kolporƟeren, wie auch in Duisburg, gezielt das Bild
eines  dringlichen  Handlungsbedarfs  mit  Bildern  der  Minderheit,  die  unter
schlechtesten Bedingungen in sogenannten Schroƫmmobilien leben müssen
und dafür selbst verantwortlich gemacht werden. Dass der miserabel bezahlte
Bauarbeiter aus Osteuropa, Häuser baut, in denen er nie wohnen wird, weil das
spärliche Einkommen nur für die heruntergekommene Behausung reicht, bleibt
außen vor.
Die BezichƟgung erledigen gleich zwei Aufgaben, nämlich die RechƞerƟgung des
sozialen Kahlschlags mit der PräsentaƟon vermeintlich Schuldiger. Sie akƟviert
bekannte SƟgmata gegenüber Roma und SinƟ. In dem Zusammenhang wird als
Gegenstrategie oŌ die Darstellung posiƟver Beispiele benannt. Die Ursache der
DemüƟgungen  liegt  nicht  im  Mangel  posiƟver  Meldungen,  sondern  in  der
verfesƟgten  menschenverachtenden  Grundhaltung  eines  Großteils  der



MehrheitsgesellschaŌ. Der Hinweis auf Integrität oder persönliche Erfolge von
Roma und SinƟ, sind für sie kein KorrekƟv. Die gesellschaŌliche Mehrheit schaut
nicht überfordert weg, angesichts des berichteten Unrechts, sondern ignoriert
es  bewusst.  Die  Vorgehensweise  funkƟoniert  im  Großen  wie  im  Kleinen,
befördert rassisƟsche Ausgrenzung ebenso wie Chancenlosigkeit, verschleiert
Ursachen und poliƟsche Verantwortlichkeit. Sie kommt nicht nur vom rechten
Rand. Sie ist ebenso Bestandteil bürgerlicher PoliƟk wie von Teilen der Linken.
Im April dieses Jahres, anlässlich der Streichung einer Abordnungsstelle an der
TU-Darmstadt,  deren  Thema  AnƟziganismus  war,  leugnete  der  hessische
Kultusminister in einer Sitzung im Landtag die Benachteiligung von Kindern und
Jugendlichen der Minderheit im Schulsystem, weil ihm keine Zahlen gemeldet
wurden.  Der  untäƟgen  Schulverwaltung,  die  Diskriminierung  unterschlägt,
schenkte er mehr Glauben als den 23 beschriebenen Fälle, die die Melde- und
InformaƟonsstelle AnƟziganismus Hessen allein in 2024 dokumenƟerte.
Im  Juli  dieses  Jahres  wurde  auf  Bundesebene  beschlossen,  dass  sich  eine
Kommission mit der Verfolgung und Diskriminierung von Roma und SinƟ nach
1945  befassen  und  bis  Ende  der  Legislaturperiode  erste  Ergebnisse  mit
Handlungsvorschlägen erarbeiten soll. Der Förderverein Roma weist in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass die deutsche Nachkriegsgeschichte auch die
systemaƟsche Verfolgung und Benachteiligung von Roma Migrant:innen und
Geflüchteten beinhaltet. Unter den Zwangsarbeiter:innen, die nach 1945 weiter
in Deutschland lebten, unter den sogenannten Gastarbeiter:innen der 50er, 60er
und  70er  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts,  unter  den  osteuropäischen
MigranƟnnen der 1980er Jahre, unter den Geflüchteten aufgrund der Kriege in
Jugoslawien  und  der  Ukraine,  unter  den  Binnenmigrant:innen  der  EU-
Osterweiterung ab 2007 waren und sind Roma. Deren Geschichte und Erfahrung
mit Gewalt, Ausgrenzung und Marginalisierung sollte ebenso Teil der TäƟgkeit
der Kommission sein, wie die seit Jahrzehnten prakƟzierte Ablehnung von Asyl
für  verfolgte  Roma  über  die  Feststellung  der  vermeintlich  sicheren
HerkunŌsländer.

Bevor ich abschließend noch kurz auf die Hintergründe der Anbringung der Tafel
eingehe, möchte ich die prekäre SituaƟon der Sozialberatung des Förderverein
Roma  darstellen.  Ihre  Bedeutung  steigt  angesichts  der  verschlechterten
SituaƟon  von  Roma  Migrant:innen  hinsichtlich  Aufenthalt,  Versorgung  und
Unterbringung.  Die  Einrichtung  führte  letztes  Jahr  knapp  3700  Beratungen
durch,  betreute  über  700  Personen  und  mehr  als  1000  Kinder.  Dem
bundesweiten Kahlschlag fiel auch ihre Finanzierung zum Opfer. SƟŌungsmiƩel
stehen nicht mehr zur Verfügung, Landesgelder wurden ersatzlos gestrichen und
die  aktuelle  Akquise  von  DriƩmiƩel  bleibt  erfolglos.  Bisher  gibt  es  keine
InformaƟon, ob der von der alten Stadtregierung beschlossene erhöhte Zuschuss



auch  seitens  der  neuen  KoaliƟon  umgesetzt  wird.  Es  ist  in  diesem
Zusammenhang  wichƟg,  auf  die  Verantwortung  der  Kommune  für  ein
Fortbestehen der Beratung hinzuweisen.

Sehr geehrte Damen und Herren. 1947 wurde Robert RiƩer von Sozialdezernent
Prestel  als  Stadtarzt  und  Leiter  der  Jugendsichtungsstelle  für  Gemüts-  und
Nervenkranke und der Jugendpsychiatrie nach Frankfurt gerufen. Er hielt die
BeschäŌigung  von  RiƩer  angesichts  seiner  rassisƟschen  akademischen
Vorarbeiten für ausdrücklich wissenschaŌlich erwünscht. Eva JusƟn, seine enge
AssistenƟn während der gemeinsamen Arbeit im Reichsgesundheitsamt, kam
1949 nach und war als Kinderpsychologin täƟg. Rudolf Prestel war seit 1937
verantwortlich für die KonzentraƟonslager für Roma und SinƟ in der Krupp- und
Dieselstraße und an der Verfolgung und DeportaƟon von Frankfurter Juden und
Jüdinnen beteiligt. Er trat bereits 1933 in die NSDAP ein. Auch Personaldezernent
Menzer stand 1947 hinter der Anstellung von Robert RiƩer.
Erste Verfahren auf IniƟaƟve von Roma und SinƟ gegen JusƟn und RiƩer blieben
erfolglos. RiƩer starb 1951. Anfang der 60er Jahre wurden die Verbrechen beider
aufgrund von Veröffentlichungen in Quick, Spiegel und Stern, dem Engagement
des Journalisten ValenƟn Senger und den AkƟvitäten des Generalstaatsanwalts
Fritz  Bauer  im  Rahmen  des  ersten  Frankfurter  Auschwitzprozesses  wieder
öffentlich diskuƟert, JusƟn jedoch nicht verurteilt. Den Aussagen von ebenfalls
belasteten Zeugen wurde in den Verfahren mehr Beachtung geschenkt, als den
Berichten von Roma und SinƟ. Lediglich JusƟn´s Arbeitsstelle wurde auf Prestels
Anordnung auf  den Bonameser Standplatz,  wo auch Roma und SinƟ lebten,
verlegt. Sie erforschte dort erneut deren soziale SituaƟon und war danach erst
durch IntervenƟon des Frankfurter OB Brundert im Universitätsklinikum Ffm.
täƟg. 1966 prüŌe die StaatsanwaltschaŌ Frankfurt erneut die Einleitung eines
Strafverfahrens gegen JusƟn. Es wurde abschlägig beschieden. JusƟn starb im
selben Jahr.

Ffm., den 3.8.2026


